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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 80/13 B 
 
L 4 SB 9/13 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 SB 69/11 Tr (SG Trier) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. März 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richterin   Dr.  R o o s      

und den Richter   Dr.  R ö h l   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 30. Oktober 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft. 

 

Mit Urteil vom 30.10.2013 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen entsprechenden Anspruch des 

Klägers verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung macht der Kläger als Verfahrensmangel geltend, das 

Gericht habe bei der Bewertung des Gesamtgrads der Behinderung fehlerhafterweise eine 

Reihe von gutachterlich festgestellten Gesundheitsstörungen unberücksichtigt gelassen, ohne 

anderslautende Sachverständigengutachten eingeholt zu haben. Zudem habe die Sache 

grundsätzliche Bedeutung. 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist 

(vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. 

Soweit daher - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung einen für das Revisionsgericht ohne 

Weiteres auffindbaren Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist. Zur Darlegung 

eines solchen prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur die Stellung des 

Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Einzelnen bezeichneten Punkte 

Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte 

Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN).  
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Der Kläger hat bereits nicht aufgezeigt, dass er einen solchen prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrag gestellt habe, sondern sich mit der Behauptung begnügt, das LSG hätte sein 

Urteil nicht ohne anderslautende Sachverständigengutachten sprechen dürfen.  

Im Übrigen können bloße Angriffe auf die Beweiswürdigung, wie sie der Kläger gegen die 

Bewertung seiner Gesundheitsstörungen durch das LSG unternimmt, generell nicht zur 

Zulassung der Revision führen. Auf eine Verletzung von § 128 Abs 1 S 1 SGG kann die 

Revision nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht gestützt werden.  

 

Ebenso wenig hat der Kläger eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache hinreichend 

dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, 

wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht 

bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts 

und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen 

sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41).  

 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht einmal ansatzweise 

gerecht, weil sie lediglich (vermeintliche) Verfahrensfehler im Einzelfall aufzuzeigen versucht 

und deren grundsätzliche Bedeutung behauptet, ohne tatsächlich irgendeine fallübergreifende, 

klärungsfähige Rechtsfrage zu formulieren.  

 

Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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